
Zeitschrift: Widerspruch : Beiträge zu sozialistischer Politik

Herausgeber: Widerspruch

Band: 33 (2014)

Heft: 64

Artikel: Von Ernährungssouveränität zu kooperativer Ernährungssouveränität :
genügend und gesunde Nahrungsmittel für alle Menschen

Autor: Bürgi Bonanomi, Elisabeth

DOI: https://doi.org/10.5169/seals-652054

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte
an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in der Regel bei
den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Siehe Rechtliche Hinweise.

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les

éditeurs ou les détenteurs de droits externes. Voir Informations légales.

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. See Legal notice.

Download PDF: 24.05.2025

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-652054
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/about3?lang=en


Elisabeth Bürgi Bonanomi

Von Ernährungssouveränität
zu kooperativer Ernährungssouveränität
Genügend und gesunde Nahrungsmittel für alle Menschen

Das politische Konzept der Ernährungssouveränität ist von der internatio-
nalen Kleinbauernbewegung La Via Campesina an der Welternährungs-
konferenz von 1996 erarbeitet und verabschiedet worden (Rosset 2006). Es

ist vor dem Hintergrund eines Welthandelssystems entstanden, das den
reicheren Ländern erlaubt, ihre Landwirtschaft in hohem Mass zu schüt-
zen, und das gleichzeitig den wirtschaftspolitischen Spielraum der ärme-
ren Länder stark einschränkt. Das Konzept ist (noch) nicht gefestigt und
von internationalen Gremien der UNO nicht anerkannt; laufend erarbeite-
te Dokumente entwickeln das Konzept weiter und geben ihm schärfere
Konturen. Gemäss der Nyéléni-Deklaration vom 27. Februar 2007 - erlas-
sen von über 500 NGO-Vertreterinnen aus über 80 Ländern - bedeutet der
Einsatz für Ernährungssouveränität, für eine Welt zu kämpfen, in der «all
peoples, nations and states are able to determine their own food produ-
cing systems and policies that provide every one of us with good quality,
adequate, affordable, healthy and culturally appropriate food» (Declarati-
on of Nyéléni 2007, 2).

Mit diesem demokratischen Ansatz unterscheidet sich das Konzept der

Ernährungssouveränität vom Konzept der Ernährungssicherheit (food se-

curity). Letzteres setzt das Ziel einer genügenden und gesunden Ernäh-

rung aller Menschen weltweit. Es lässt aber offen, auf welchem Weg dieses
Ziel zu erreichen ist (Mechlem 2004). Im Gegensatz dazu konzentriert sich
das Konzept der Ernährungssouveränität auf den Weg zur Erreichung des
Ziels. Es fordert eine Demokratisierung der Landwirtschafts- und Nah-
rungsmittelpolitik sowie des Nahrungsmittelsektors. Damit ist die Hoff-
nung verbunden, den weltweit an den Rand gedrängten Kleinbäuerinnen
und Kleinbauern eine Zukunft zu sichern und dem stark auf den internati-
onalen Handel ausgerichteten industriellen Agrosektor etwas entgegen-
halten zu können. Dabei wird implizit davon ausgegangen, dass eine de-
mokratisch legitimierte nationale Landwirtschaftspolitik, die von den
betroffenen Produzierenden und Konsumierenden gemeinsam gestaltet
wird, notwendigerweise und weltweit zu einem ökologischen Landwirt-
schaftssystem führt, das gleichzeitig auch sozial gerecht ist, das Recht auf
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Nahrung unterstützt und somit die Ernährungssicherheit umfassend zu
sichern hilft (Wittman et al. 2010).

Demokratisierung versus Freihandel
Demokratisierung in diesem Zusammenhang bedeutet, dass die Bevölke-

rung massgeblich darüber bestimmt, wie Nahrungsmittel produziert wer-
den, in welchem Umfang Nahrungsmittel lokal vermarktet oder regional
resp. international gehandelt werden, oder wie der Verarbeitungsmarkt
und der Zwischenhandel auszugestalten sind. Solche Fragen sollen nicht
dem Markt überlassen werden. Diese Mitbestimmung, die in der Schweiz
zumindest teilweise gegeben ist (die Bevölkerung entscheidet über die vie-
len agrarpolitischen und teilweise stark marktintervenierenden Massnah-
men mit), ist in anderen Ländern nicht selbstverständlich. Wo Länder die
demokratischen Instrumente im Landwirtschafts- und Ernahrungsbe-
reich ausbauen wollen, gibt es viele Hindernisse. So wird dieser Ausbau
etwa dadurch erschwert, dass das internationale Handelssystem den poli-
tischen Spielraum vieler Entwicklungsländer sehr einschränkt.

Entgegen der irrigen Annahme, das multilaterale Handelssystem der
Welthandelsorganisation WTO habe den weltweiten freien Agrarhandel
herbeigeführt, haben die über 150 WTO-Staaten im Jahr 1995 lediglich ver-
sprochen, ihre Zölle und Subventionen im Agrarbereich nicht zu erhöhen.
Die Beibehaltung des Status quo wurde ihnen aber faktisch zugesichert.
So verfügen die OECD-Länder weiterhin über grossen agrarpolitischen
Spielraum. Jene Staaten, die tiefe Zölle und Subventionen kannten, wur-
den aber auf tiefem Niveau «blockiert». Zu dieser Gruppe gehören mehr-
heitlich Entwicklungsländer, die vorgängig im Rahmen von Strukturan-
passungsprogrammen der Weltbank oder des IWF auf eine Liberalisierung
des Marktes verpflichtet worden waren. Ausserdem fehlt in den ärmeren
Ländern das Geld für staatliche Subventionen, wie sie die OECD-Staaten
ausrichten. Die zahlreichen bilateralen Freihandelsverträge wirken in die-
selbe Richtung (Desta 2002).

So bedeutet der Rückgriff auf die Ernährungssouveränität auch nicht
überall dasselbe. Länder wie Venezuela, Bolivien, Mali, Nepal oder Sene-

gal haben die Ernährungssouveränität in ihre nationalen Verfassungen
geschrieben (Wittman et al. 2010). Art. 255 der Verfassung des Plurinatio-
nalen Staates Bolivien stellt die Bedingung auf, dass internationale Verträ-
ge, die Bolivien abschliesst, der «seguridad y soberania alimentaria» die-
nen sollen (Repüblicadel Bolivia 2009). Damitwird zumAusdruck gebracht,
dass Bolivien beim Aushandeln von Handelsverträge das Heft wieder stär-
ker in die Hand nehmen will.
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Ernährungssouveränität in der politischen Auseinandersetzung
Gleichzeitig ist das Konzept der Ernährungssouveränität auch in Europa
und in der Schweiz angekommen. Landwirtschaftsvertreterinnen unter-
schiedlichster Couleur haben es für sich beansprucht und im Sinne ihrer
eigenen Interessen ausgelegt. In der Schweiz hat Jacques Bourgeois, Direk-
tor des Schweizer Bauernverbandes und Nationalrat, den Begriffmit einer
parlamentarischen Initiative in die offizielle Debatte eingebracht (Bour-
geois 2008). Ihm ging es dabei primär um die Stärkung der lokalen Produk-
tion. Als Folge davon hat das Parlament die Ernährungssouveränität in
Art. 2 des neuen Landwirtschaftsgesetzes der Schweiz verankert. Nach
diesem Artikel sollen sich die staatlichen Massnahmen zur Stützung der
Landwirtschaft orientieren «am Grundsatz der Ernährungssouveränität
zur Berücksichtigung der Bedürfnisse der Konsumenten und Konsumen-
tinnen nach qualitativ hochwertigen, vielfältigen und nachhaltigen inlän-
dischen Produkten» (Bundesgesetz 2013).

Im Zentrum steht somit eine «ausreichende Inlandproduktion» (Schwei-
zer Bundesrat 2012,2160). Ausserdem sollen die «systemischen Zusammen-
hänge zwischen der Landwirtschaft und den anderen Stufen der Ernäh-
rungswirtschaft» (Ebd., 2161) mehr Beachtung finden. Dahinter steht die
Absicht, den Selbstversorgungsgrad auf sehr hohem Niveau zu halten und
die vielen Marktinterventionen zugunsten der Landwirtschaft und des

Verarbeitungssektors neu zu legitimieren. Für die Schweizer Handelspoli-
tik bedeutet dies, dass die Schweiz den Status quo weiterhin verteidigen
will. Um die Demokratisierung des Landwirtschaftssektors geht es hinge-
gen weniger.

So kämpfen all die Länder, die sich auf das Konzept der Ernährungs-
Souveränität berufen, um die Erhaltung oder Wiedereroberung von poli-
tischem Spielraum. Dies ist angesichts einer rasch voranschreitenden
globalen Integration der Märkte verständlich (Rist et al. 2007). Entspre-
chend sind Initiativen wie die (im Entwurf vorliegende) UN-Deklaration,
die die Teilnahmerechte der Bäuerinnen und Bauern stärken will, sehr zu
begrüssen (UNO 2013). Problematisch dabei ist jedoch, dass sich der Blick
primär gegen innen und selten gegen aussen richtet. «Ernährungssouye-
räratät» bedient sich eines Souveränitätsbegriffs, der noch allzu oft einen
nationalistischen Beigeschmack hat. Der souveräne Staat soll entspre-
chend seinen Interessen handeln dürfen, ohne Rücksicht auf Dritte neh-
men zu müssen.

Souveränität im Völkerrecht
Aus völkerrechtlicher Perspektive ist heute jedoch anerkannt, dass jeder
Staat in die Weltgemeinschaft eingebettet ist und deshalb nicht nur Ver-

antwortung trägt für seine Bevölkerung, sondern auch für die Bevölke-
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rung der anderen Staaten. Das Prinzip der globalen Verantwortung ist
auch in den meisten nationalen Verfassungen verankert (siehe Art. 54 Abs.
2 der Schweizer Bundesverfassung 1999). So versteht die Lehre das Souve-

ränitätskonzept als integrierendes Konzept, das Verantwortung eines
Staates gegen innen und gegen aussen stipuliert und dem Aspekt der inter-
nationalen Kooperation viel Gewicht einräumt: «Sovereignty is not a nega-
tive principle meaning merely State independence and freedom, but it also

inherently includes a positive element which stresses a State's innate mem-
bership in the international community and its authority, its responsibili-
ty, its duty to participate actively in that community.» (Perrez 2000) So hat
in der Lehre und internationalen Praxis der Begriff «kooperative Souverä-
nität» an Bedeutung gewonnen.

Demokratisierung der nationalen Politik und der wirtschaftlichen Sek-

toren allein garantiert jedoch nicht, dass die Aussenperspektive mit ein-
bezogen wird. Die genaue Lektüre der Deklaration von Nyéléni zeigt, dass

die geistigen Mütter und Väter des Konzepts der Ernährungssouveränität
die internationale Verantwortung mit im Blick hatten. Wenn dies auch
nicht explizit aus dem Text hervorgeht, so doch implizit durch Forderun-
gen, die aufgestellt werden, wie z.B. die Forderung, Nahrungsmittel nicht
zu Dumpingpreisen auf den Weltmarkt zu werfen (Declaration of Nyéléni
2007,3).

Für die Staaten, die in ihren Rechtsordnungen auf die Ernährungssou-
veränität verweisen, stand das kooperative Element bislang aber nicht im
Vordergrund. Das gilt sowohl für Bolivien als auch für die Schweiz. Dem
kooperativen Element würde dann Genüge getan, wenn die eigene Land-
wirtschafts- und Nahrungsmittelpolitik auch daraufhin überprüft würde,
wie sie sich auf Drittstaaten und deren Bevölkerung auswirkt. Würde das

Kooperationsprinzip ernst genommen, müsste die Landwirtschafts- und
Nahrungsmittelpolitik so ausgestaltet sein, dass sie sowohl aus lokaler als
auch aus globaler Perspektive als gerecht gelten kann. Das wäre dann der
Fall, wenn sie das Recht auf Nahrung im Inland und in all den Ländern un-
terstützte, die über den Handel mit dem Inland verbunden sind (De Schut-
ter 2011).

Neue Agrarpolitiken sind gefordert
Während diese globale Perspektive bei einem verletzlichen, armen Klein-
Staat wie Bolivien nicht im Vordergrund zu stehen hat, sieht das für die
Schweiz und weitere OECD-Länder, die mit dem Konzept der Ernährungs-
Souveränität liebäugeln, anders aus. Ärmere Länder werfen den reicheren
OECD-Ländern seit Jahren vor, dass sie mit ihrer Landwirtschaftspolitik
grossen Schaden anrichteten, weil sie die gesunde landwirtschaftliche
Entwicklung im Süden verunmöglichten. Im Fokus stehen dabei nicht nur
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die rund 230 Milliarden US-Dollar an Subventionen, die jährlich in die
Landwirtschaft der OECD-Länder fliessen und starken Druck auf die Welt-
marktpreise ausüben. Dabei spielt es keine Rolle, ob diese Gelder als Ex-

portsubventionen oder Direktzahlungen ausgerichtet werden. Im Fokus
stehen auch hohe Schutzzölle (auch wenn diese für Produkte aus den
ärmsten Ländern stark gesenkt wurden) und sehr eng gefasste Nahrungs-
mittelstandards. Die Folge davon ist, dass die Kleinproduzierenden im Sü-
den nicht mithalten können und den lokalen Absatzmarkt verlieren. Aus-
serdem ist ihnen der Zugang zum nördlichen Markt stark erschwert. Das

gilt auch für Produkte aus dem Süden, die unter Einhaltung von sozialen
und ökologischen Standards produziert worden sind. Und es gilt beson-
ders auch für in den ärmeren Ländern yerarhe/rete Nahrungsmittel. Solche
könnten dort einen wichtigen Mehrwert abwerfen.

Wissenschaftliche Szenarien gehen in der Tat davon aus, dass ein nach-
haltiges Wachstum des Landwirtschaftssektors in den ärmeren Ländern
viermal mehr zur Armutsreduktion beitragen würde als das Wachstum
anderer wirtschaftlicher Sektoren (World Bank 2008). Dies hat mit der Tat-
sache zu tun, dass nach wie vor ein grosser Teil der Bevölkerung in der
Landwirtschaft tätig ist. Ein nachhaltiges Wachstum setzt aber die richti-
gen Märkte voraus. Sollen die Kleinbäuerinnen und -bauern in den ärme-
ren Ländern eine wirtschaftliche Zukunft haben, braucht es gesunde loka-
le Märkte, die deren Produkte nachfragen. Es braucht aber auch Zugang
zu den Märkten der reicheren Länder, damit wichtige Devisen erwirt-
schaftet werden können. Dabei sollen soziale und ökologische Standards
bei der Produktion und Verarbeitung durchaus eine Rolle spielen können.
Auch sollten die Wertschöpfungsketten gerecht ausgestaltet sein. Solche

Vorgaben sollten aber den Marktzugang nicht unterbinden, sondern viel-
mehr den wichtigen und richtigen Marktzugang in den Norden erleichtern
(Bürgi20i2).

Dies setzt jedoch voraus, dass der Norden «Platz macht», dass weniger
Kapital in den Landwirtschafts- und Verarbeitungssektor der OECD-Län-
der fliesst und dass ein «Ent-wachstum» stattfindet. Aus entwicklungspo-
litischer Perspektive drängt es sich auf, den Handel mit Landwirtschafts-
gütern aus dem Norden zu reduzieren. Von denheute weltweit produzierten
Nahrungsmitteln werden rund 15 Prozent international gehandelt; 80 Pro-
zent dieser Nahrungsmittel werden in den reicheren Ländern produziert,
obwohl dort nur ein kleiner Teil der Bevölkerung in der Landwirtschaft tä-
tig ist (WTO Statistics 2012). Entsprechend geht es nicht darum, die Menge
der international gehandelten Güter zu erhöhen (was auch klimapolitisch
nicht erwünscht wäre). Es geht vielmehr darum, die Handelsströme zu-
gunsten des Südens zu verändern. Solchen Überlegungen trägt eine natio-
nalistisch verstandene Ernährungssouveränität nicht Rechnung.

108 WIDERSPRUCH-64/14



Während es auch in den reicheren Ländern wie der Schweiz gute Grün-
de dafür gibt, den eigenen Landwirtschaftssektor - besonders den klein-
bäuerlichen Sektor - zu schützen, stellt sich doch die Frage nach dem rieh-
tigen Mass. Welches ist der Mittelweg, der eine gesunde und nachhaltige
landwirtschaftliche Entwicklung im Norden und im Süden sicherstellt?
Wenn davon ausgegangen wird, dass eine gesunde landwirtschaftliche
Entwicklung im Globalen Süden eine extensivere, staatlich weniger unter-
stützte Produktion in den reicheren Ländern voraussetzt: Wie müsste der
Selbstversorgungsgrad im Norden festgesetzt werden, damit den unter-
schiedlichen Bedürfnissen Rechnung getragen wird? Wie müsste z.B. der
Zuckermarkt ausgestaltet sein, wie der Markt für verarbeitete Fleischpro-
dukte etc.? Wie kann vermieden werden, dass staatliche Subventionen den
Weltmarktpreis für landwirtschaftliche Güter drücken? Wie kann das

Handelssystem mit Sozial- und Umweltstandards unterlegt werden, die
nicht zum Ausschluss, sondern zum Einschluss von Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern aus dem Süden und Norden führen?

Nach diesem richtigen Mittelweg kann erst dann ergebnisoffen gesucht
werden, wenn anerkannt wird, dass es nicht um eine nationale, sondern
um eine kooperative Ernährungssouveränität geht. Es braucht eine um-
fassendere Demokratisierung als eine auf den Nationalstaat ausgerichtete.
Es braucht demokratische Instrumente, die sicherstellen, dass «die Aus-
Wirkungen auf die anderen» systematisch berücksichtigt werden bei der

Neuformulierung von Landwirtschafts- und Nahrungsmittelpolitiken
(Bürgi 2013). Erst dann besteht die Chance, dass ein guter Mittelweg gefun-
den wird, der auch und vor allem die Kleinbäuerinnen und -bauern im
Norden und Süden wirksam schützt und unterstützt.
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